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. (6) Bei den VEB Mast von Schlachtvieh dient als 
Grundlage der Berechnung der erarbeiteten Unter- 
schreitung des geplanten Verlustes — bei überplan­
mäßigem Verkauf — die erarbeitete Unterschreitung 
der geplanten Kosten je Kilogramm Schweinefleisch.

Die VEB Mast von Schlachtvieh haben gemäß der 
Anweisung des Ministeriums für Land- und Fortwirt­
schaft vom 15. April 1954 über die Verwendung der 
aus eingesparten Futtermitteln frei werdenden Finanz­
mittel diese unter anderem für Prämienzwecke zu ver­
wenden. Der hierfür dem Direktorfonds zuzuführende 
Anteil beträgt 10 °/o der eingesparten Mittel. Bei der 
Berechnung der Zuführungen zum Direktorfonds auf 
Grund der erarbeiteten Unterschreitung des geplanten 
Verlustes gemäß § 4 der Verordnung sind die auf dem 
Konto 31 019 gebuchten Zuführungen zum Fonds aus 
Einsparung an Futtermitteln als Kosten zu berück­
sichtigen.

Zu § 5 der Verordnung:
§ 12

(1) Der Betrag der überplanmäßig eingesparten eige­
nen Umlaufmittel, der nach Kürzung des Anteils der 
Zuführung zum Direktorfonds an den Staatshaushalt 
abzuführen ist, ist vom Betrieb auf das Umlaufmittel­
konto des übergeordneten Verwaltungsorgans unter An­
gabe des Verwendungszweckes „Abführung von über­
planmäßig eingesparten Umlaufmitteln der VEW“ zu 
überweisen. Die empfangende Stelle ist verpflichtet, 
diese Beträge laufend auf das Haushaltskonto des für 
sie zuständigen Ministeriums bzw. Staatssekretariats 
unter Angabe der Buchungsstelle (Sachkonto 463) „Ab­
führung von überplanmäßig eingesparten Umlaufmitteln 
der VEW“ weiterzuleiten.

(2) Der Anteil, der dem Direktorfonds aus der über­
planmäßigen Umlaufmitteleinsparung zufließt, richtet 
sich nach dem Zeitpunkt der Abführung an den Staats­
haushalt. Erfolgt die Abführung im Laufe des Jahres, 
so ist dem Direktorfonds je Monat ein Zwölftel von 
20 °/o der Jahressumme — gerechnet vom Monat der Ab­
führung an — für den Rest des Jahres zuzuführen.

(3) Bei den VEG, StFB, VEB Mast von Schlachtvieh, 
zentralen Wasserwirtschaftsbetrieben, VEAB und Nie­
derlassungen der DSG-HZ kommen Zuführungen zum 
Direktorfonds aus überplanmäßig an den Staatshaus­
halt abgeführten' Umlaufmitteln nur für diejenigen 
Positionen des Richtsatzplanes in Frage, die für die 
einzelnen Wirtschaftszweige vom Ministerium für Land- 
und Forstwirtschaft bzw. Staatssekretariat für Erfas­
sung und Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen fest­
gesetzt und den Betrieben bekanntgegeben wurden.

(4) Zuführungen zum Reservefonds des Ministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft bzw. Staatssekretariat 
für Erfassung und Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeug­
nisse können nicht für Zuführungen zum Direktor­
fonds herangezogen werden.

Zu § 8 der Verordnung:
§ 13

(1) Selbständige Lehrkombinate bilden in jedem Falle 
den Direktorfonds in Höhe von 3 % für Fonds I und 
1 °/o für Fonds II.

(2) Volkseigene Betriebe mit einem durchschnittlichen 
Anteil von mehr als 10 °/o Lehrlingen an der Gesamt­
belegschaft bilden den Direktorfonds ebenfalls in Höhe

von 3 °/o für Fonds I und 1 % für Fonds II von dem Teil 
der Lohn- und Gehaltssumme, der auf die Lehrlinge 
und Lehrlingsausbilder entfällt.

Zu § 9 der Verordnung:
§ 14

(1) Die sich aus der Änderung von gesetzlichen Be­
stimmungen ergebenden Berichtigungen sind in eigener 
Verantwortung des Betriebes durchzuführen. Die Be­
stätigung erfolgt durch den Kontrollausschuß.

(2) Ist die Nichterfüllung der im § 5 Absätze 2 bis 12 
dieser Durchführungsbestimmung genannten Pläne auf 
Witterungseinflüsse, Epidemien, Seuchen oder Schäd­
lingsbefall zurückzuführen, die katastrophale Auswir­
kungen zur Folge hatten, so entscheidet die übergeord­
nete Verwaltung bzw. der Kontrollausschuß auf be­
gründeten Antrag des Betriebes darüber, ob die Pläne 
als erfüllt anzusehen sind. In dem Antrag ist die Höhe 
des Schadens nachzuweisen sowie der Nachweis zu er­
bringen, daß der Schaden unabwendbar war.

(3) Ist der Betrieb mit der Entscheidung der über­
geordneten Verwaltung oder des Kontrollausschusses 
nicht einverstanden, kann er Einspruch beim zustän­
digen Minister bzw. Staatssekretär erheben, der im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen die 
endgültige Entscheidung trifft.

§ 15
(1) Bestehen bei Aufstellung des Jahresabschlusses 

über die Höhe der endgültigen Zuführung zum Fonds I 
gemäß § 3 Abs. 2 in Verbindung rmt § 9 der Verordnung 
noch Unklarheiten, hat der Betrieb den noch nicht ge­
nehmigten Teil der Zuführung zu Lasten der Gewinn­
verwendung des abzuschließenden Planjahres zu buchen 
und in die Jahresschlußbilanz aufzunehmen. Die Ver­
wendung dieser Zuführung ist bis zurvBestätigung des 
vom Betrieb nach § 9 Abs. 2 der Verordnung zu stellen­
den Antrages gesperrt.

(2) Betrieben, die bei Aufstellung des Jahres­
abschlusses diese Zuführung nicht vorgenommen haben, 
kann grundsätzlich keine nachträgliche Genehmigung 
nach § 9 Abs. 2 der Verordnung gegeben werden.

Zu § 10 der Verordnung:
, § 16

(1) Zuführungen zum Direktorfonds auf Grund über­
planmäßiger Gewinne gemäß § 4 der Verordnung sind 
entsprechend dem zum Jahresabschluß ermittelten Er­
gebnis zu Lasten der Gewinnverwendung des abzu­
schließenden Planjahres zu buchen.

(2) Korrekturen, die sich bei der Überprüfung des 
Jahresabschlusses durch den Kontrollausschuß bzw. 
durch die Kontroll- und Revisionsorgane ergeben, sind 
bei nachträglicher Zuführung in neuer Rechnung über 
die Gewinnverwendung, bei Rückbuchungen im übrigen 
Ergebnis (Ergebnis B) zu verrechnen.
Zu § 12 der Verordnung:

§ 17
Sofern bisher für den Fonds I und Fonds II ge­

trennte Sonderkonten geführt wurden, sind diese zu 
eitlem Sonderbankkonto zusammenzulegen.
Zu §§ 15 und 16 der Verordnung:

§ 18
In den Betrieben des volkseigenen landwirtschaft­

lichen Handels erhalten die Arbeiter mindestens soviel 
Prozent des für Prämien verwendeten- Betrages, als 
dem prozentualen Anteil der Arbeiter an der Anzahl 
der insgesamt Beschäftigten entspricht.


